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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Riedl (München), Geisenhofer, 
Lemmrich, Dr. Kreile, Dr. Probst, Dr. Jobst 
und Genossen 


betr. Bahnübergänge im S-Bahn-Bereich München 
(§13 Eisenbahnkreuzungsgesetz) 


Mit dem Bau der S-Bahn, in der Region München will die Deut- 
sche Bundesbahn den Nahverkehr im Bereich der bayerischen 
Landeshauptstadt wesentlich beschleunigen und verbessern. Da- 
mit die S-Bahn-Züge schneller und sicherer fahren können, müs- 
sen in nächster Zeit zahlreiche Bahnübergänge durch Überfüh- 
rungen ersetzt werden. Nach Feststellungen des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern werden in den Tagesverkehrs- 
spitzen im Raum München z. B. an den Bahnlinien in Richtung 
Ingolstadt und Augsburg die Schranken ca. 30 Minuten pro 
Stunde und an der Strecke nach Rosenheim sogar ca. 40 Minuten 
pro Stunde geschlossen sein. In besonders ungünstigen Fällen 
führt das zu dem Ergebnis, daß die Kunden der S-Bahn die Bahn- 
höfe wegen der geschlossenen Schranken auf den Zubringer- 
straßen überhaupt nicht mehr erreichen werden. 

Zu der Verlängerung der Sperrzeiten an den Bahnübergängen 
tragen neben der rascheren Zugfolge auch die höheren Ge- 
schwindigkeiten der Züge bei. Durch beide Faktoren wird auch 
die Gefahr von Unfällen an den Kreuzungen mit ihren regel- 
mäßig katastrophalen Folgen erhöht und damit die Verkehrs- 
sicherheit erheblich vermindert. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im S-Bahn-Bereich 
München etwa 250 Bahnübergänge bestehen, von denen min- 
destens 120 durch Überführungen ersetzt werden müssen, 
wenn nicht bei Einführung des S-Bahnbetriebes mit seinen 
kürzeren Zugfolgen und der erhöhten Geschwindigkeit der 
Züge Verkehrsbehinderungen größten Ausmaßes entstehen 
sollen? 
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2. Hat die Bundesregierung Vorsorge getroffen, daß die auf den 
Bund entfallenden Kostenanteile gemäß Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz für die notwendigen Kreuzungsmaßnahmen be- 
reitgestellt werden und ist sie des weiteren bereit, die 
beteiligten kommunalen Straßenbaulastträger durch Zu- 
schußgewährung nach § 17 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 
in die Lage zu versetzen, ihren Kostenanteil aufzubringen, 
damit eine rechtzeitige Sanierung der Eisenbahnkreuzungen 
im S-Bahn-Bereich nicht an der Finanzschwäche der beteilig- 
ten Gemeinden und Landkreise scheitert? 

3. Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß durch die auf- 
grund des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes vom 
15. Juli 1969 außer Kraft gesetzte Finanzierungsbeteiligung 
der Länder in § 13 Abs. 1 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 
bei schienengleichen Kreuzungen mit kommunalen Straßen 
keine Verzögerung der dringenden Baumaßnahmen eintritt 
und hat sie für 1970 ausreichende Mittel bereitgestellt? 

Wie hoch sind diese Mittel? 


Bonn, den 17. März 1970 
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